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Vorwort 

Der nachstehende Band schließt direkt an den Band 1/15 der MWG „Zur 
Politik im Weltkrieg. Schriften und Reden 1914-1918"1 an. Er enthält die 
politischen Schriften, Reden und Diskussionsbeiträge Max Webers wäh-
rend der deutschen Revolution 1918/19 und der Anfangsphase der Weima-
rer Republik, einschließlich der zahlreichen Wahlreden für die Deutsche 
Demokratische Partei, vornehmlich während des Wahlkampfs für die Wah-
len zur Nationalversammlung im Dezember 1918 und Januar 1919, ferner 
die politischen Aufrufe, an denen sich Max Weber beteiligt hat. 

Über die Voreditionen der Polltischen Schriften Max Webers ist im Vor-
wort zu Band 1/15 bereits das Notwendige gesagt worden, so daß wir uns 
darauf beziehen können. Der hier vorzustellende Band dokumentiert Max 
Webers politische Aktivitäten während der Revolution von 1918/19 und der 
Gründung der Weimarer Republik in weit umfassenderer Weise, als dies in 
den „Gesammelten Politischen Schriften" der Fall war. Zum einen werden 
die politischen Reden und Diskussionsbeiträge Max Webers, obschon uns 
diese fast ausschließlich nur in indirekter Form überliefert sind, erstmals 
vollständig berücksichtigt. Zum anderen sind eine Reihe bislang unbekann-
ter, an abgelegener Stelle erschienener Texte neu aufgenommen worden, 
unter anderem die Abhandlung „Unitarismus, Partikularismus und Födera-
lismus in der Reichsverfassung".2 Darüber hinaus wird in den Editorischen 
Berichten ausführlich über die Entstehung und gegebenenfalls die Entwick-
lung der Texte berichtet, sowie der jeweilige zeitgeschichtliche Hintergrund 
dargestellt. Max Webers berühmte Rede vom Januar 1919 „Politik als 
Beruf" wird zusammen mit der Rede „Wissenschaft als Beruf" in Band 1/17 
von Wolfgang Schluchter herausgegeben werden. Max Webers Beiträge 
zur amtlichen Politik in den Friedensverhandlungen von Versailles sind in 
diesem Band einem besonderen Kapitel zugeordnet, da bei diesen nur in 
eingeschränktem Maße von einer Mitautorschaft Max Webers ausgegangen 
werden kann; in der Einleitung und in den Editorischen Berichten wird dazu 
das Notwendige gesagt.3 

1 Hrsg. von Wolfgang J. Mommsen in Zusammenarbeit mit Gangolf Hübinger, Tübin-
gen: J.C.B. Mohr (Paul Siebeck) 1984. 

2 Vgl. unten, S. 246ff. 
3 Vgl. unten, 283ff. 



X I V Vorwort 

Der Herausgeber hat sich darum bemüht, das politische Werk Max We-
bers möglichst vollständig zu erfassen, doch war dies angesichts der unbe-
friedigenden Überlieferungslage kein einfaches Unterfangen.4 Vielfach er-
gaben sich aus der Sichtung des Briefwerks, das von dem Unterzeichneten 
und Prof. M. Rainer Lepsius in Zusammenarbeit mit Manfred Schön heraus-
gegeben wird, Anhaltspunkte hinsichtlich noch nicht bekannter Artikel und 
Reden Max Webers; doch führte die Nachsuche nicht selten zu einem 
negativen Ergebnis. In einigen Fällen erhielt der Herausgeber wertvolle 
Hinweise von dritter Seite. So überließ Herr Prof. M. Rainer Lepsius dem 
Herausgeber eine Aufzeichnung von Johannes Lepsius über die Grün-
dungssitzung der „Arbeitsgemeinschaft für Politik des Rechts (Heidelber-
ger Vereinigung)". Herr Knoll machte uns eine Abschrift des Protokolls der 
Gründungssitzung der „Heidelberger Vereinigung" vom 3./4. Februar 
1919 zugänglich, die sich im Besitz von Frau Alma Luckau Molin, Pough-
keepsie, New York, USA, befindet, während sich das Original im Archiv des 
Markgrafen von Baden in Salem nicht mehr hat nachweisen lassen. Herrn 
Prof. Lepsius, Herrn Michael Knoll und Frau Alma Luckau Molin, insbeson-
dere aber S.K.H. dem Markgrafen von Baden, sei für ihre Unterstützung 
ausdrücklich gedankt. Auch Herrn Prof. Horst Baier und Herrn Dr. Gangolf 
Hübinger haben wir für wertvolle Hinweise insbesondere hinsichtlich der 
Gestaltung des Sachkommentars und des Personenverzeichnisses zu dan-
ken, desgleichen Dr. Ernst Wilhelm Wreden, dem Leiter des Archivs und der 
Bücherei der Deutschen Burschenschaft, sowie Frau Sabine Frommer von 
der Arbeitsstelle der MWG am Institut für Soziologie der Universität Heidel-
berg. Ferner gilt unser Dank Frau Dr. Maria Keipert und Herrn Dr. Peter 
Grupp, die uns bei der Sichtung der Akten der Deutschen Friedensdelega-
tion Versailles im Politischen Archiv des Auswärtigen Amts halfen. 

Es würde zu weit führen, hier alle Archive und Forschungsstätten aufzu-
führen, deren Dienste im Zuge der Recherchen, die für die vollständige 
Erfassung und Kommentierung der einschlägigen Texte notwendig waren, 
in Anspruch genommen worden sind. Wir danken insbesondere den folgen-
den Archiven und Bibliotheken dafür, daß sie dem Herausgeber Einsicht in 
ihre Bestände gewährt und zum Teil wertvolle Materialien zur Verfügung 
gestellt haben: Zentrales Staatsarchiv der DDR mit seinen Dienststellen in 
Potsdam und Merseburg, Staatsbibliothek Preußischer Kulturbesitz Berlin 
(Mendelssohn-Archiv), Geheimes Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz 
Berlin, Deutsche Staatsbibliothek Berlin, Politisches Archiv des Auswärti-
gen Amtes Bonn, Bundesarchiv Koblenz, Evangelisches Zentralarchiv Ber-
lin, Generallandesarchiv Karlsruhe, Hauptstaatsarchiv Stuttgart, Staats-
archiv München, Stadtarchiv Heidelberg, Internationaal Instituut voor Socia-

4 Vgl. die entsprechenden Ausführungen in der Einleitung zu diesem Band, S. 38ff. 



Vorwort X V 

le Geschiedenis Amsterdam, Archives du Ministère des Affaires Etrangères 
Paris, die Universitätsarchive München und Wien, Bayerische Staatsbiblio-
thek München, Universitätsbibliothek Bonn, Universitätsbibliothek Heidel-
berg, Institut für Zeitungsforschung Dortmund, Library of Congress 
Washington. Ferner danken wir den Eigentümern bzw. den Verwaltern von 
Nachlässen in Privatbesitz, insbesondere Herrn Max Weber-Schäfer, Kon-
stanz, dem Archiv Eduard Baumgarten (f), Ebnet i.Br., sowie Eric M. War-
burg, Hamburg, dafür, daß sie uns einschlägige Materialien zugänglich 
gemacht haben. 

Schließlich gilt unser Dank den Institutionen, die die Durchführung der 
Editionsarbeit finanziell unterstützt haben. Hier sind an erster Stelle die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft zu nennen, ohne deren langjährige 
Förderung der vorliegende Band nicht hätte erstellt werden können, dane-
ben die Werner-Reimers-Stiftung (Bad Homburg), die zahlreiche Heraus-
geberbesprechungen finanzierte, sowie weiterhin die Kommission für So-
zial- und Wirtschaftsgeschichte der Bayerischen Akademie der Wissen-
schaften und ihr Vorsitzender Prof. Knut Borchardt, nicht zuletzt aber Herr 
Dr. Karl-Ludwig Ay und Frau Dr. Rita Aldenhoff von der Generalredaktion 
der MWG. Ferner gilt unser Dank der Universität Düsseldorf, die die Arbeit 
der Arbeitsstelle der MWG mit Sachmitteln unterstützt hat, und dem Deut-
schen Historischen Institut London und seinen Mitarbeitern. Auch der Uni-
versitätsbibliothek Düsseldorf sei für die oft mit erheblichen Mühen verbun-
dene Bereitstellung der umfänglichen Literatur gedankt. Unser besonderer 
Dank gilt jedoch den Mitarbeitern der Arbeitsstelle der MWG und des 
Historischen Seminars an der Universität Düsseldorf, von denen Herr Man-
fred Schön, der dank seiner hervorragenden Kenntnis des Briefwerks Max 
Webers wiederum zahlreiche wertvolle Hinweise geben konnte, und Frau 
Birgitt Morgenbrod, die bei der Erstellung des Sachkommentars und der 
Verzeichnisse half, besonders genannt zu werden verdienen. 

Düsseldorf, im März 1988 Wolfgang J. Mommsen 
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Einleitung 

I. Die revolutionären Ereignisse und Max Webers Chancen 
für eine Verwendung an politisch führender Stelle 

Der nachstehende Band vereinigt die politischen Schriften, Reden und Aufrufe 
Max Webers aus der Zeit der Deutschen Revolution von 1918/19 und der 
Gründungsphase der Weimarer Republik. Es sind dies zugleich die Jahre 
seines intensivsten unmittelbaren Engagements in der Tagespolitik. Aus unse-
rer heutigen Perspektive, nach vier Jahrzehnten des Bestandes einer demo-
kratischen Republik im Westen Deutschlands, erscheinen der Zusammen-
bruch des deutschen Kaiserreichs und die militärische Niederlage im Jahr 1918 
nicht mehr in dem Maße als epochale Zäsur in der deutschen Geschichte, wie 
dies für die Zeitgenossen und mit ihnen für Max Weber der Fall war. Im 
Rückblick stellt sich die Geschichte der Weimarer Republik eher als eine Phase 
der endgültigen Dekomposition des Kaiserreichs und seiner gesellschaftlichen 
und politischen Strukturen denn als wirklicher Neuanfang dar. Max Weber und 
seine Zeitgenossen hingegen setzten Niederlage und Revolution in Parallele 
zur Lage Preußens im Jahre 1807 und Deutschlands am Ende des Dreißigjähri-
gen Krieges. Die Niederlage und der zu erwartende Diktatfrieden drohten, so 
schien es, das deutsche Volk für die absehbare Zukunft in den Status eines 
„Pariavolkes" zu versetzen. Mit dem Weltmachtstatus Deutschlands, so be-
kannte Weber damals selbst, sei es jedenfalls für immer vorbei. Er zweifelte 
freilich nicht an dem Wiederaufstieg Deutschlands, obschon er davon ausging, 
daß dieser Generationen in Anspruch nehmen werde. Er erhoffte sich alles von 
einer „dritten Jugend" der deutschen Nation, die wieder aufwärts führen 
werde,1 und bekannte, daß er es „niemals [. . .] so sehr als ein Geschenk des 
Schicksals empfunden" habe, „ein Deutscher zu sein, als in diesen düstersten 
Tagen seiner Schande."2 

Während des Krieges hatte Max Weber die politischen und militärischen 
Ereignisse mit großer Nüchternheit verfolgt, ungeachtet seiner nationalen Ge-
sinnung, für die die Größe der deutschen Nation mehr als nur eine vage Formel 
war. Ende 1917 hatte er, angesichts des Ausscheidens Rußlands aus dem 
Kreise der kriegführenden Mächte, zeitweilig einen deutschen Sieg für möglich 
gehalten.3 Doch seit dem Frühjahr 1918 hatte er den Eindruck gewonnen, daß 
die Chancen, einen erträglichen Friedensschluß zu erreichen, von der politi-
schen und militärischen Führung leichtsinnig verspielt worden waren. Dazu 
zählten vor allem zwei Fehlentscheidungen, zum einen der Übergang zum 
uneingeschränkten U-Boot-Krieg, der den Kriegseintritt der USA auf Seiten 

1 Brief an Friedrich Crusius vom 24. Nov. [1918], ZStA Merseburg, Rep. 92, Nl. Max Weber, 
Nr. 9; vgl. GPS1, S. 484. 
2 Brief an Friedrich Crusius vom 26. Dez. 1918; vgl. GPS1, S. 485. 
3 Brief an Friedrich Gruhle vom 2. Dez. 1917, Bestand Wolfgang Gruhle, Privatbesitz. 



2 Einleitung 

der alliierten Mächte unabwendbar gemacht hatte, und zum anderen der Ab-
schluß des Gewaltfriedens von Brest-Litovsk, der der Welt demonstriert hatte, 
wie es tatsächlich mit der Bereitschaft der führenden Kreise in Deutschland 
stand, einen Frieden des Ausgleichs und des Augenmaßes zu schließen.4 

Spätestens seit dem Herbst 1917 hatte Max Weber die Möglichkeit revolutio-
närer Entwicklungen als gegeben angesehen, zumal eine durchgreifende Re-
form der Verfassungsverhältnisse und insbesondere des preußischen Drei-
klassenwahlrechts immer wieder verschleppt und hintertrieben worden war. 
Die heraufziehende Revolution konnte ihn daher nicht überraschen. Dennoch 
suchte er, als die militärische Niederlage unabwendbar geworden war, das 
Seine zu tun, um die negativen Auswirkungen der Revolution für die Zukunft 
Deutschlands zu begrenzen. Er appellierte öffentlich an den amerikanischen 
Präsidenten Woodrow Wilson, seine Schiedsrichterrolle bei den kommenden 
Friedensverhandlungen nicht zu verspielen, indem er in eine vorzeitige Ent-
waffnung des Deutschen Reiches schon im Waffenstillstand einwillige.5 Im 
übrigen nutzte er alle seine Beziehungen zu politisch einflußreichen Persön-
lichkeiten, um Wilhelm II. zu einem unverzüglichen Verzicht auf die Krone zu 
veranlassen, in der Erkenntnis, daß anderenfalls nicht nur die Verhandlungspo-
sition des Deutschen Reiches gegenüber den Alliierten und Assoziierten 
Mächten ungleich schwächer sein würde, sondern auch, weil bei einem Fest-
klammern des Kaisers an seinem Thron den revolutionären Strömungen im 
Innern kaum noch Einhalt geboten werden konnte.6 

Am 4. November 1918, dem Tage, an dem die deutsche Revolution von 
1918/19 mit dem Ausbruch der Revolte der Matrosen in Kiel gegen die militäri-
schen Behörden ihren Anfang nahm, stellte sich Max Weber in München in 
einer öffentlichen Versammlung der Fortschrittlichen Volkspartei dem immer 
lauter werdenden Ruf nach „Frieden um jeden Preis" entgegen. Zugleich 
wandte er sich gegen die von einer wortstarken Minderheit vertretene Erwar-
tung, daß allein eine sozialistische Revolution einen Ausweg aus derverfahre-
nen Situation weisen könne. Was würde, so fragte Weber, „das Ergebnis einer 
Revolution sein: der Feind im Lande und dann später eine Reaktion, wie wir sie 
noch nie erlebt haben."7 Mit dieser Rede, die in der Presse einen breiten 
Widerhall fand, beginnt chronologisch der hier vorgestellte Band. Weber mußte 
freilich erfahren, daß er seine Zuhörer mit seinen Darlegungen nicht mehr 
uneingeschränkt zu überzeugen vermochte. Durch entschiedenes Eintreten 
für eine demokratische Neuordnung allein konnte, wie er hier gleichsam am 
eigenen Leibe erfuhr, die anlaufende revolutionäre Bewegung nicht mehr 
abgebremst werden. Drei Tage später triumphierte die Revolution in München 
und in zahlreichen anderen regionalen Zentren des Reichs; am 9. November 
1918 kapitulierten die alten Gewalten schließlich auch in der Reichshauptstadt 
Berlin vor der revolutionären Bewegung. Es kam zur Bildung einer revolutionä-

4 Vgl. Mommsen, Max Weber2, S. 306f. 
5 Waffenstillstand und Frieden, in: MWG 1/15, S. 642. 
6 Vgl. Mommsen, Max Weber2, S. 313-315. 
7 Siehe unten, S. 364f. 
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ren Regierung des Rats der Volksbeauftragten, die von den beiden sozialisti-
schen Parteien der MSPD und der USPD gemeinsam getragen wurde. Der Rat 
der Volksbeauftragten war anfänglich von dem spontan entstandenen Voll-
zugsrat der Berliner Arbeiter- und Soldatenräte weitgehend abhängig. Er hielt 
es für unvermeidlich, in den wichtigsten Ressorts auf bürgerliche Fachleute 
zurückzugreifen, so im Auswärtigen Amt auf Wilhelm Solf und im Reichsamt 
des Innern auf Hugo Preuß, während Matthias Erzberger weiterhin für die 
Führung der Waffenstillstandsverhandlungen zuständig blieb. Insofern waren 
an der sozialistischen Revolutionsregierung des Rats der Volksbeauftragten 
indirekt auch bürgerliche Kräfte beteiligt. 

Max Weber hielt es für seine Pflicht, sich in dieser Situation aktiv für den 
Wiederaufbau Deutschlands einzusetzen, und dies, sofern sich dazu die Mög-
lichkeit ergeben sollte, gegebenenfalls auch in einer öffentlichen politischen 
Funktion. Ähnlich wie viele andere Wissenschaftler aus dem gemäßigt-libera-
len Lager, wie Hugo Preuß, Ernst Troeltsch oder sein Bruder Alfred drängte er 
über die Linie flankierender Unterstützung einer demokratischen Neuordnung 
mit publizistischen Mitteln hinaus. Ihn hielt es nicht mehr am Schreibtisch. 
Schon im Oktober hatte er sich unzweideutig hinter die Regierung des Prinzen 
Max von Baden gestellt; er war dazu bereit, diese nach Maßgabe seiner 
Möglichkeiten auch öffentlich zu unterstützen. Anfang November hatten sich 
sogar Möglichkeiten abgezeichnet, für die neugebildete „demokratische 
Volksregierung" des Prinzen Max von Baden gegebenenfalls in amtlicher 
Eigenschaft tätig werden zu können.8 

Die revolutionäre Umwälzung der Novembertage ließ diese Pläne zu Makula-
tur werden. Webers anfänglich äußerst schroffe Reaktion gegen die Revolution 
mag mit diesen unerfüllt gebliebenen Erwartungen zusammenhängen. Ent-
scheidend war jedoch für ihn, wie für viele Politiker selbst bis in die Reihender 
Sozialdemokraten hinein, der Gesichtspunkt, daß die Revolution die geringen 
Chancen zerstört zu haben schien, gegebenenfalls durch eine letzte militäri-
sche Anstrengung, jedenfalls aber durch militärischen Widerstand gegen die 
Polen in den deutschen Ostgebieten doch noch das Äußerste abzuwenden. 
Seine Entrüstung über diesen „blutigen Karneval, der den ehrenvollen Namen 
einer Revolution nicht" verdiene, war anfänglich riesengroß.9 Aber er stellte 
sich, mit der ihm eigenen Fähigkeit zur nüchternen Einschätzung politischer 
Sachverhalte, sehr bald auf den Boden der neugeschaffenen Tatsachen, ohne 
sich freilich mit diesen ohne weiteres abgefunden zu haben. 

Anfänglich überwogen bei Max Weber, angesichts der langfristigen Auswir-
kungen, die die Niederlage und die Revolution auf die politische Zukunft 
Deutschlands haben mußten, fatalistische Empfindungen. „Man fühlt diese 

8 Brief Marianne Webers an Helene Weber vom 5. Nov. 1918, Bestand Max Weber-Schäfer, 
Privatbesitz. Darin wird berichtet, daß Matthias Erzberger Max Weber telegrafisch aufgefordert 
habe, „für die Volksregierung durch Vorträge u. Artikel Propaganda zu machen" sowie 
zwecks Teilnahme an einer Sitzung über Fragen der „ .Aufklärung' über Innere Angelegenhei-
ten" nach Berlin zu kommen. 
9 Vgl. Weber, Marianne, Lebensbild1, S. 642. 
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furchtbare Erniedrigung und den qualvoll häßlichen Tod des alten Deutschland 

jetzt nur als dumpfes Vorgefühl dessen, was künftige Jahre über innerlich [. . .] 

wird gelitten werden m ü s s e n . " 1 0 Aber er überließ sich nicht lange solchen 

St immungen. Vielmehr gehörte er zu jenen, die unter dem Eindruckder revolu-

t ionären Ereignisse, durch die zunächst den sozial ist ischen Parteien allein die 

polit ische Initiative zugefal len war, eine poli t ische Akt iv ierung der fortschritt l ich 

gesinnten Teile des Bürger tums forderten. Nur unter Mitwirkung des Bürger-

tums könne, so meinte Weber, den planlosen sozial ist ischen Exper imenten 

Einhalt geboten und eine grundlegende demokrat ische Neuordnung erreicht 

werden. Al lerdings war er in dieser Hinsicht nicht eben hoffnungsvol l . „Eine 

Neuordnung, die Produkt dieser furchtbaren Niederlage und Schändung ist, 

wird schwerl ich e inwurze ln . " 1 1 Aber dies hielt ihn nicht davon ab, das in seinen 

Augen Notwendige zu tun. Ungeachtet seiner pessimist ischen Einschätzung 

der Lage, die allerdings in erster Linie in privaten Äußerungen zum Ausdruck 

kam, erschien ihm die „Mitarbeit der Demokrat ie" nicht nur polit isch geboten; 

er sah darin zugleich eine persönl iche Pflicht.12 

Es sind vor allem drei Bereiche, denen sich Max Weber in den fo lgenden 

Wochen und Monaten mit großer Energie zuwandte, 1. der Frage der Gestal-

tung der künft igen demokrat ischen Verfassung für den neuen republikani-

schen Staat, 2. der poli t ischen Mobil is ierung des deutschen Bürger tums für 

eine fortschritt l iche demokrat ische Politik, und 3. der Abwehr des, wie er 

glaubte, einseit igen und ungerechtfert igten Vorwurfs, daß allein das Deutsche 

Reich die Schuld am Kriege trage. 

Obgleich Max Weber die Revolution anfänglich abgelehnt hatte, eröffnete 

sich ihm im November 1918 überraschend die Aussicht auf eine aktive politi-

sche Karriere. Angesichts des Tatbestandes, daß Weber schon in den letzten 

Kriegsjahren konsequent für eine Parlamentarisierung der Reichsverfassung 

und für eine gleichberecht igte Behandlung der Sozialdemokrat ie innerhalb des 

polit ischen Systems eingetreten war, schien er dafür prädestiniert, in amtl icher 

Funktion an den Vorberei tungen für die Schaffung einer demokrat ischen 

Reichsverfassung mitzuwirken. Der Rat der Volksbeauftragten erwog am 

15. November 1918, Max Weber zum Staatssekretär des Reichsamts des 

Innern zu berufen, dem vor allem die Aufgabe obl iegen sollte, einen ersten 

Entwurf für eine demokrat ische Reichsverfassung zu erarbeiten.1 3 Als dann 

gleichwohl Hugo Preuß mit dieser Aufgabe betraut wurde, hat dieser anfänglich 

daran gedacht, Max Weber zumindest als Unterstaatssekretär im Reichsamt 

des Innern an den Verfassungsberatungen zu betei l igen; doch ist dies dann, 

aus uns im einzelnen nicht bekannten Gründen, unterbl ieben.1 4 Ludo Moritz 

10 Brief an Else Jaffe vom [12. Nov. 1918], Bestand Eduard Baumgarten, Privatbesitz. 
11 Brief an Else Jaffe vom [9. Nov. 1918], Bestand Eduard Baumgarten, Privatbesitz; teilwei-
se abgedruckt in GPS1, S. 480f. 
12 Vgl. unten, S. 403ff. 
13 Vgl. das Protokoll der Sitzung des Rats der Volksbeauftragten vom 15. Nov. 1918, vorm., 
abgedruckt in: Miller, Regierung der Volksbeauftragten, Bd. 1, S. 41. 
14 Vgl. Theodor Wolff, Tagebücher 1914-1919, hg. von Bernd Sösemann. - Boppard: Boldt 
1984, S. 654. 
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Hartmann, der erste Gesandte der Republik Österreich in Berlin, und Conrad 
Haußmann brachten Max Weber für die Stellung eines deutschen Gesandten in 
Wien ins Gespräch, allerdings ohne damit bei den verantwort l ichen Instanzen 
durchzudr ingen.1 5 Am Ende wurde Max Weber dann nur als Sachverständiger 
zu den Verfassungsberatungen hinzugezogen. Zu der von ihm sehnlich erhoff-
ten amtl ichen Verwendung ist es nicht gekommen. Immerhin bot sich hier für 
Max Weber die Chance, seine Vorstel lungen über die Gestaltung der Verfas-
sung unmittelbar in den Gesetzgebungsprozeß einzubringen. 

II. Max Webers Beiträge zur Verfassungsgesetzgebung 1918/19 

Schon vor dem Ersten Weltkriege hatte sich Max Weber mit der Frage befaßt, in 
welcher Weise die Verfassung des Deutschen Reiches im parlamentarischen 
Sinne umgestaltet werden könne. Während des Krieges hat er dann in einer 
Reihe von Artikeln, insbesondere in seiner Schrift „Parlament und Regierung 
im neugeordneten Deutschland", die Wege und Mittel für eine Parlamentarisie-
rung der Reichsverfassung eingehend erörtert. Darüber hinaus hatte er im Mai 
1917 der Fortschritt l ichen Volkspartei anläßlich der Beratungen des Verfas-
sungsausschusses des Reichstags über eine Reform der Reichsverfassung 
konkrete Vorschläge für die Neufassung von zentralen Best immungen der 
Reichsverfassung zugeleitet, insbesondere für eine Regelung der Verantwort-
lichkeit des Reichskanzlers.1 6 Schon damals hatte für Max Weber die Frage 
eine wicht ige Rolle gespielt, wie eine Parlamentarisierung der Reichsverfas-
sung, d. h. die Einführung der formel len Verantwortl ichkeit des Reichskanzlers 
gegenüber einer parlamentarischen Mehrhe i t im Reichstag, mit der föderalisti-
schen Struktur der Verfassung des Deutschen Reiches zu vereinbaren sei. 
Bekanntl ich hatte Bismarck seinerzeit 1867 in intensiv geführten Auseinander-
setzungen mit den Nationalliberalen ein Verfassungssystem durchgesetzt, 
welches dem Reichstag einen von Repräsentanten der Länderregierungen 
gebi ldeten Bundesrat gegenüberstel l te, welch letzterer nicht nur gleichberech-
tigt an der Gesetzgebung mitwirkte, sondern darüber hinaus einen eigenstän-
digen Antei l an der Exekutive besaß. Der Reichskanzler stand gleichsam 
zwischen beiden Körperschaften; als Führer der preußischen St immen und 
Vorsitzender des Bundesrates war er primär ein ausführendes Organ der Politik 
Preußens; als Reichskanzler hatte er hingegen mit einer Reichstagsmehrheit 
zu regieren, die sich von der jeweil igen Parteienmehrheit in Preußen erhebl ich 
unterschied. Er hatte gleichermaßen mit zwei politisch ganz unterschiedl ich 
zusammengesetz ten Körperschaften zu rechnen und konnte schon deshalb 
nicht als Repräsentant einer Parlamentsmehrheit agieren. Die „her rschende 
Meinung" der Staatsrechtslehre in Deutschland war der Auffassung, daß dem 
Bundesrat, als der Vertretung der Fürsten, der Vorrang vor dem Reichstag 
zukomme, ja mehr noch, daß der B u n d e s r a t - und nicht etwa der das Staatsvolk 

15 Siehe unten, S. 50. 
16 Vgl. MWG 1/15, insbesondere S. 4 2 1 - 5 9 6 und S. 261 -288 . 
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vertretende Reichstag - der eigentliche Träger der Souveränität sei. Es lassen 
sich gute Gründe dafür anführen, daß diese dualistische Verfassungskonstruk-
tion von Bismarck nicht zuletzt deshalb gewählt worden ist, um einer Entwick-
lung zu einem Reichsparlamentarismus ein für allemal den Weg zu verlegen.17 

Ganz unabhängig von verfassungstechnischen Erwägungen dieser Art war 
Max Weber der Ansicht, daß auch in einem rein parlamentarischen System den 
Bundesstaaten ein angemessenes Maß an Einfluß auf die Entscheidungen des 
Reiches eingeräumt werden müsse. Zum einen wünschte er das süddeutsche 
Element innerhalb des Reichsverfassungsgebäudes stärker zur Geltung ge-
bracht zu sehen, als dies bislang der Fall gewesen war, und sei es auch nur als 
ein Gegengewicht gegen Preußen. Er hat demgemäß anfänglich mit dem 
Gedanken gespielt, die von ihm für unbedingt notwendig erachtete Beteiligung 
der Führer der Reichstagsparteien an der Leitung der Reichspolitik durch eine 
Parlamentarisierung des Bundesrates zu erreichen, d.h. durch die Bestellung 
der Repräsentanten der jeweiligen Reichstagsmehrheit zu Bundesratsbevoll-
mächtigten und damit gleichzeitig zu Mitgliedern der Reichsleitung, sei es als 
Inhaber von Reichsämtern, sei es als Minister ohne Portefeuille.18 Späterhin 
hat Weber dann vor allem die Stärkung der Macht des Reichstages verlangt. 
Aber er war der Auffassung, daß ohne eine angemessene Berücksichtigung 
der Interessen der Bundesstaaten eine durchgreifende Verfassungsreform 
nicht erreichbar sein werde. Demgemäß waren seine verfassungspolitischen 
Abhandlungen der Kriegszeit vor allem auch um den Nachweis bemüht, daß 
eine Parlamentarisierung der Reichsverfassung, d. h. die Aufnahme der Führer 
der Parteien in die Reichsleitung, der föderalistischen Struktur der Verfassung 
durchaus nicht abträglich sein würde, wenn und soweit der Bundesrat in den 
Parlamentarisierungsprozeß einbezogen werde. Vor allem deshalb verlangte 
Max Weber seit 1917 mit Nachdruck insbesondere die Aufhebung der Inkom-
patibilität der Mitgliedschaft in Reichstag und Bundesrat. Diese Forderung 
wurde dann im Oktober 1918 bekanntlich seitens der Regierung des Prinzen 
Max von Baden erfüllt, freilich zu spät, um die Reichspolitik noch in die Bahnen 
eines „demokratischen Parlamentarismus" lenken zu können. Damit waren, 
zumindest aus der Sicht Max Webers, die Probleme, die der Übergang zum 
Parlamentarismus im Reich und in den Einzelstaaten aufwarf, jedoch keines-
wegs befriedigend gelöst. 

Die Revolution hatte die alten Gewalten über Nacht hinweggefegt. Nicht 
wenige Zeitgenossen nahmen an, daß nunmehr die Voraussetzungen für die 
Schaffung eines deutschen Einheitsstaates gegeben seien. Max Weberteilte 
diese Auffassung überhaupt nicht. Vielmehr war er von Anfang an überzeugt, 
daß sich die Einzelstaaten nicht aus der Mitwirkung an den großen politischen 
Entscheidungen und der Beteiligung an der Reichsexekutive herausdrängen 

17 Vgl. Mommsen, Wolfgang J., Die Verfassung des deutschen Reiches von 1871 als 
dilatorischer Herrschaftskompromiß, in: Innenpolitische Probleme des Bismarck-Reiches, hg. 
von Otto Pflanze unter Mitarbeit von Elisabeth Müller-Luckner.-München: Oldenbourg 1983, 
S. 206-210. 
18 Vgl. Mommsen, Max Weber2, S. 188f. 
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lassen würden, auch unter den von der Revolution geschaffenen Bedingungen. 
Mit dem Übergang zum parlamentarischen System sowohl im Reich wie in den 
Ländern hatte sich das Grundproblem des Verhältnisses von Reich und Län-
dern nicht geändert, sondern eher noch mehr zugespitzt. Schon 1917 hatte 
Weber darauf hingewiesen, daß, „solange die heutige Gestaltung Deutsch-
lands erhalten" bleibe, „der deutsche Bundesrat niemals so konstruiert wer-
den" könne „wie etwa der amerikanische Senat", also als Repräsentation von 
gewählten Vertretern der Bevölkerung der Einzelstaaten. Das Verhältnis der 
Bundesstaaten zum Reiche, und zugleich auch das Verhältnis der Bundesstaa-
ten zu Preußen, werde daher auch unter parlamentarischen Bedingungen ein 
nicht leicht zu lösendes Problem bleiben.19 

Nach dem Sieg der Revolution stellte sich sogleich die Frage, wie das 
Verhältnis der Reichsgewalt zur Staatsgewalt der Länder, deren Fortbestand 
als eigenständige politische Einheit Max Weber in realistischer Einschätzung 
der Lage weitgehend voraussetzte, geregelt werden solle. Denn während die 
Reichsexekutive in den ersten Revolutionsmonaten mühsam um ihre Selbst-
behauptung rang, waren die Länder schon nach wenigen Wochen, wenn auch 
zumeist unter sozialistischer Führung, wieder voll handlungsfähig und keines-
wegs bereit, ohne weiteres auf ihre Eigenstaatlichkeit zu verzichten. Das 
Problem einer föderativen Neuordnung wurde noch weiter zugespitzt durch die 
damals noch allgemein gehegte Erwartung, daß das neu konstituierte demo-
kratische Österreich sich der demokratischen Republik, die aus der Revolution 
hervorgehen würde, als Teilstaat anschließen werde; schon dieser Tatbestand 
schloß eine weitgehend unitarische Lösung aus. Ein Stein des Anstoßes, an 
dem sich die Geister schieden, war die Frage, wie unter den neuen Verhältnis-
sen mit Preußen verfahren werden solle, dessen Hegemonialstellung sich in 
der Vergangenheit als äußerst schädlich erwiesen hatte. Sollte Preußen in 
seiner bisherigen Gestalt erhalten bleiben, oder, wie zumindest Hugo Preuß 
dies anfänglich vorschlug, in eine Reihe von Einzelstaaten aufgeteilt werden? 
Das Übergewicht Preußens innerhalb des Deutschen Reiches, das sich mit 
zahlreichen Erinnerungen an die retardierende Rolle der preußischen Politik in 
allen Fragen konstitutioneller Reform verknüpfte, stellte ein schwerwiegendes 
Handikap für jede künftige Verfassungsgestaltung dar. 

Es sind vor allem diese Probleme, die Max Weber in seiner Artikelserie in der 
Frankfurter Zeitung vom November/Dezember 1918 über „Die Staatsform 
Deutschlands" zur Erörterung stellte.20 Nach einer eher summarischen Be-
handlung der Frage „Parlamentarische Monarchie oder Republik?" wandte er 
sich seinem eigentlichen Thema zu. Obgleich mit einer auf der Grundlage 
revolutionärer Legitimität einberufenen konstituierenden Nationalversamm-
lung grundsätzlich ein „Neubau vom gewachsenen Boden aus" möglich ge-
worden sei, bestehe doch ein politisches Ungleichgewicht zwischen einer 
Mehrheit von einzelstaatlichen Konstituanten und jener des Reichs. Demge-
mäß sah er die einzige realistische Lösung in der Schaffung eines „ republikani-

19 MWG 1/15, S. 562. 
20 Vgl. in diesem Band, unten S. 98f. 
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sehen Föderativstaats", der eine angemessene politische Repräsentation der 
Einzelstaaten gewährleiste.21 Er spielte die verschiedenen Modelle für eine 
Neugestaltung der Verfassung des Deutschen Reiches im einzelnen durch, 
unter Einbeziehung auch der Erwägung, welche Kombination von Verfas-
sungsinstitutionen am besten geeignet sein würde, ein Gleichgewicht zwi-
schen unitarischen und föderalistischen Kräften zu gewährleisten. In diesem 
Zusammenhang erörterte Weber insbesondere die verschiedenen Möglichkei-
ten für die Gestaltung der Reichsspitze, nachdem nunmehr die Entscheidung 
für die Republik feststand. Er beschränkte sich dabei nicht auf verfassungs-
rechtliche Argumente, sondern ging ausführlich auf die außenpolitische Lage 
und mehr noch auf die Frage ein, welche Konsequenzen ein mehr oder minder 
weitgehendes Maß an Sozialisierung für die Verfassungsgestaltung haben 
müsse, oder umgekehrt, welche Art der Gestaltung der Reichsspitze sich unter 
dem Blickwinkel einer künftigen Sozialisierung zumindest von Teilen der Wirt-
schaft am ehesten empfehlen würde. Unzweifelhaft spielten dabei taktische 
Gesichtspunkte eine wesentliche Rolle, war er doch weder jetzt noch später 
dafür zu haben, mit dem System eines marktwirtschaftlichen Kapitalismus zu 
brechen. 

Obschon bereits seit 1917 von den verschiedensten Seiten Vorschläge zur 
Reform der Reichsverfassung bzw. zur künftigen Verfassungsgesetzgebung 
gemacht worden waren, so insbesondere von Hugo Preuß und Erich Kauf-
mann, in weniger direkter Weise von Robert Redslob,22 gehörten die Artikel in 
der Frankfurter Zeitung zu den ersten öffentlichen Stellungnahmen zur Verfas-
sungsfrage, die in den Revolutionstagen von wissenschaftlicher Seite abgege-
ben wurden. Nach dem Zeugnis eines nicht genannten Mitarbeiters im Reichs-
amt des Innern hat bei den wenig später stattfindenden Beratungen des Verfas-
sungsausschusses ansonsten nur der „Entwurf einer Verfassung des Deut-
schen Reiches" des Vereins Recht und Wirtschaft e.V. in Berlin unmittelbar 
eine Rolle gespielt.23 Webers Vorschläge waren insofern von besonderer 
Bedeutung, weil sie von dem „gewachsenen Boden" der Reichsverfassung 
von 18 7024 ausgingen, statt in rein konstruktiver Weise ein Idealmodell einer 
Reichsverfassung zu entwickeln. Im Unterschied zu vielen anderen Verfas-
sungsexperten, insbesondere zu Hugo Preuß, setzte Max Weber bei seinen 
Überlegungen von vornherein voraus, daß die Machtstellung der Einzelstaaten 
auch unter revolutionären Verhältnissen weiterhin fortbestehe und daher mit 
ihnen als eigenständigen Machtfaktoren zu rechnen sei. Selbst die Volksbeauf-

21 Ebd., S. 116. 
22 Hugo Preuß' Entwurf für eine parlamentarische Reichsverfassung ist abgedruckt in: ders., 
Staat, Recht und Freiheit. - Tübingen: J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) 1926, S. 290-335; für 
Erich Kaufmann siehe dessen Schrift: Grundfragen der künftigen Reichsverfassung. - Berlin: 
Vossische Buchhandlung 1919; Redslob, Robert, Die parlamentarische Regierung in ihrer 
wahren und in ihrer unechten Form.-Tübingen: J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) 1918. Vgl. ferner 
Jellinek, Walther, Revolution und Reichsverfassung. Bericht über die Zeit vom 9. November 
1918 bis 31. Dezember 1919, in: Jahrbuch des öffentlichen Rechts, Bd. 9,1920, S. 1-128. 
23 Vgl. Jellinek, Revolution und Reichsverfassung, S. 124. 
24 Vgl. in diesem Band, unten S. 103. 
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tragten hatten, was gemeinhin übersehen wird, am 14. November 1918 dekre-
tiert, daß der Bundesrat ermächtigt sei, „die ihm nach Gesetzen und Verord-
nungen des Reichs zustehenden Verwaltungsbefugnisse auch fernerhin aus-
zuüben", als ob die Revolution die „Verbündeten Regierungen" gar nicht 
durch revolutionäre Volksregierungen ersetzt hätte.25 Andererseits wird man 
mit einigem Recht sagen können, daß Max Weberin der Betonung der Notwen-
digkeit einer föderativen Verfassungsgestaltung um einiges zu weit gegangen 
ist.26 

Insgesamt entfalteten die Aufsätze über „Die Staatsform Deutschlands" die 
Probleme, die sich im Zuge der Verfassungsgebung stellen würden, in umfas-
sender Weise. Obschon sich Weber hier bewußt nicht auf ein bestimmtes 
Modell festlegte, waren seine persönlichen Präferenzen klar zu erkennen. Er 
wünschte eine weitgehend föderalistische Lösung, gleichviel ob am Bundes-
ratssystem Bismarckscher Provenienz festgehalten oder einer Staatenhauslö-
sung der Vorzug gegeben werden sollte. Jedoch schlug er vor, das föderalisti-
sche Element des Bundesrats bzw. Staatenhauses zu kombinieren mit einer 
plebiszitär gestalteten Reichsspitze und gegebenenfalls der Möglichkeit eines 
Referendums - beides ausgeprägt in eine unitarische Richtung weisende 
Verfassungsinstrumente. Wenn an die Spitze des Reichs ein volksgewählter 
Reichspräsident mit weitreichenden, in eigener Verantwortung auszuübenden 
Befugnissen trete, sei ein vergleichsweise hohes Maß an Föderalismus durch-
aus vertretbar. 

Zu diesem Zeitpunkt war es freilich noch keineswegs ausgemacht, ob es 
wirklich zur Einberufung einer verfassunggebenden Nationalversammlung 
kommen würde oder ob die Revolution zunächst weiter fortschreiten werde. 
Die radikale Linke wollte die revolutionäre,Entwicklung bis zur Schaffung eines 
Rätesystems, als einer spezifisch antibürgerlichen Form der Repräsentation 
des Volkes, vorantreiben. Aber auch die Mehrheit der Unabhängigen Sozialde-
mokraten, die prinzipiell auf dem Boden der parlamentarischen Demokratie 
standen, bezweifelte, ob der Zeitpunkt für die Ausschreibung von Wahlen für 
eine demokratische Konstituante schon gekommen sei. Darüber hinaus bean-
spruchte der Zentralrat der Berliner Arbeiter- und Soldatenräte ein gewichtiges 
Mitspracherecht an der Entscheidung über die Ausschreibung von allgemei-
nen Wahlen für eine konstituierende Nationalversammlung. Demgemäß be-
deutete es einen gewaltigen Schritt vorwärts, daß die USPD der Mehrheitsso-
zialdemokratie bereits am 23. November 1918 zugestand, daß nunmehr mit 
den Vorbereitungen für die Schaffung eines „neuen Staatsrechts" begonnen 
werden sollte. Dieser Beschluß wurde anschließend von einer Reichskonfe-
renz der Regierungen der Länder, die am 25. November 1918 in Berlin zusam-
mentrat, grundsätzlich gebilligt. Aber die Entscheidung, eine konstituierende 
Nationalversammlung einzuberufen und demgemäß allgemeine Wahlen anzu-
beraumen, blieb gleichwohl bis zu den Beschlüssen des Kongresses der 

25 Verordnung vom 14. Nov. 1918, RGBl 1918, Nr. 154, S. 1311, zit. bei Jellinek, Revolution 
und Reichsverfassung, S. 17. 
26 Vgl. zu diesem Problem ausführlich Mommsen, Max Weber2, S. 360ff. 
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Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands am 19. Dezember 1918 in der 
Schwebe und in der Folge weiterhin umkämpft. Unter diesen Umständen 
stellte die Einberufung eines informellen „Beirats" zwecks Beratung der 
Grundzüge der künftig zu erstellenden Reichsverfassung durch das Reichsamt 
des Innern ein Politikum erster Ordnung dar. Dieses späterhin als sog. Preuß-
scher Verfassungsausschuß bekanntgewordene Gremium tagte vom 9. bis 
12. Dezember 1918 in Berlin; die Sitzungen fanden unter Ausschluß der 
Öffentlichkeit statt. Max Weber war der einzige Teilnehmer ohne amtliche 
Funktion.27 Aus diesen Beratungen ging dann ein erster Entwurf einer künfti-
gen Reichsverfassung hervor, der zur Grundlage aller künftigen Verfassungs-
entwürfe geworden ist. 

Max Weber bot sich auf diese Weise eine Chance, auf die Gestaltung der 
künftigen Reichsverfassung in nicht unerheblichem Maße einzuwirken. Bei 
den Verhandlungen betonte er erneut die Notwendigkeit eines grundsätzlich 
föderalistischen Reichsaufbaus. In diesem Punkte unterschied er sich von 
Preuß und den stark auf eine unitarische Lösung drängenden Vertretern der 
SPD und USPD. Desgleichen distanzierte er sich von Preuß' Plan einer Zer-
schlagung Preußens in eine Mehrzahl von Einzelstaaten, obschon er Preuß in 
der Folge bei der Eröffnung der Möglichkeiten, die Länderkarte Deutschlands 
auf dem Wege demokratischer Selbstbestimmung zu ändern, mit konkreten 
Vorschlägen assistierte. Seine - hier nicht in allen Einzelheiten zu erörternde -
Strategie läßt sich in dervon ihm selbst verwendeten Formel zusammenfassen, 
daß „soviel Unitarismus als möglich in eine föderalistische Verfassung aufge-
nommen" werden müsse.28 Mit diesen Auffassungen geriet Weber in politi-
sche Nachbarschaft zu den Vertretern der süddeutschen Staaten, die eine 
weitgehende Beschneidung der historischen Rechte der Länder auch unter 
den neuen Verhältnissen ablehnten; allerdings gingen ihre Forderungen im 
einzelnen erheblich weiter in Richtung auf einen Ausbau der Rechte der 
Einzelstaaten. 

Mit besonderem Nachdruck verfocht Weber in den Beratungen den Gedan-
ken eines volksgewählten Reichspräsidenten; dieser sollte als Gegengewicht 
sowohl gegen das Parlament, wie auch gegenüber den partikularen Tendenzen 
der Einzelstaaten dienen. Ebenso konnte er in einer Reihe anderer verfas-
sungstechnischer Fragen wertvolle Ratschläge geben, zum Teil in Form nach-
träglicher Formulierungsvorschläge für einzelne Probleme, wie der Frage der 
Neubildung von Ländern (§11) und der Festlegung verfassungspolitischer 
Mindestanforderungen für die Länderverfassungen und für die Verfassungs-
struktur der kommunalen Selbstverwaltungsorgane von Reichs wegen 
(§ 12).29 

Die diesbezüglichen Vorschläge Max Webers sind ungeachtet zahlreicher 
späterer Änderungen direkt in die Verfassung eingegangen.30 Dies gilt im 

27 Vgl. das Protokoll der Beratungen unter Hervorhebung der Beiträge Max Webers, in 
diesem Band, unten S. 56-90. 
28 Ebd., S. 57. 
29 Vgl. in diesem Band, unten S. 150t. 
30 Es handelt sich um die §§ 17 und 18 der Weimarer Reichsverfassung. 
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